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77Y

Neu und dem vorliegenden Beschlusse eigen, ist

nun hingegen die Bestimmung die im lo und folgen-
dcn §. enthalten ist.

Nach derselben ist jede G-nnnnde gehalten, jeden
helvetischen Staatsbürger zum Ancheill-aber ihres Gc-
niei.id und A nienguts auszunchnic» — sobald er

das bestimmte Emkaufsgclo baar ausbezahlt, und steh

entweder in deni Geme.udsbczirk haushädlich nieder
läßt, oder unbewegliches Eigcuthiuu daei ni b-fit.

Das Einkau'säeld wnd tcstgesezt nach V.rhaltistß
des Weiches des Gemeind - und Armeuguts je.

der Gemeinde.
Die F stsetznug desselben kommt der Gemeinde selbst

zu, unter Vorbehalt einer ersten Bestätigung der
Verwallungskammer und einer endlichen des D>
rcktonums'

Ausser diesem einzig dcrRcsolutiou eigenen und we-
ftntlichen Theil, finden sich dann noch ein paar
Artikel, die die bisherige Äeipslegungsweise der
Armen in jeder Gemeinde, d-e bisherige Prior
gung der öffentlichen Anstalten jeder Gemeinde,
sogar der Schulen — foridancrn lassen, und gleich
sam neu bestätigen

Die Kominisston glaubt, B. Repräsentanten, diese

kurze Analyse der Resolution, werde Ihnen hinlänglich
beweisen, daß der Zwek der durch fie erreicht werden
sollte, in der That sehr schlecht erreicht werden würde.

Durch diesen Beschluß ist geradezu nichts anders
als die Möglichkeit bewirkt, daß jeder helvetische
Bürger, ouch Bürger jeder Gemenioe wer e» kau»,
wenn cr das »ach dem Verhältniß der Gemei dsgü-
ter für jede Gcmembe verschiedene EmkaufSgeld be>

jahlt.
Sie suhlen leicht, B. R., daß diese Möglichkeit

sehr langsam, schwer und unvollkommen in Wirklich-
keit übergehen wird und kann In den reichen G>-
mcinden, deren Emkanfsgeld also auch t-errächtlich
seyn wird, finden fich gerade die meisten Hinterlassen
und warlich lehr wenige derselben werden je das be

nächtliche Emkaufgelb zu bezahlen im Stande s y».
Für alle aoer die das nicht können,' bleibt das

alte Verhältniß — und durch den ganzen Beschluß
wird höchstens bewirkt, daß, wenn bisdahi» das
Verhältniß der Hintersassen zu den Bürgern wie 2:5
war; es nun wie l: 5 seyn wird.

Die fehlerhafte Grundlage und alles was sie nach
sich zieht, bleibt unverändert.

^
Die Kommission hält diese Betrachtung für hin

länglich, B- R- um Ihnen die Verwerfung des Be
schlusses anzurathen.

^
Da sie das wesentliche Dwpo

sitjs der Resolution^fur unannehmllch nusuht, so ent
hält sie sich der Prüfung verschiedener seiner Neben
theile.

Sie Host, der grosse Rath werde nicht säumen,
eine neue, seinen eignen Absichten, die sich aus dem
Eingang des vorliegenden Schlusses ergeben, besser

entsprechende Resolution zu senden, durch welche der
mit Misiez Konstitution kaum vereinbare Unterschied
zwischen Bürgern und Ausassen einer Gemeinde, auf-
gehoben; dabei aber ^weder Ne Eigen!Humsrechte der
bisherigen Gemeindbürger auf ihre Gemeiudgüter vcr«
iczt, nach der zu Armeupflegmig und öffentlichen Ge«
meittdsi'edütfmsscn bisher bestimmte Theil der Ge-
mcinde^üter, dieser seiner Bestimmung entfremdet
werde.

Der Senat bat hierauf dcn Beschluß verworfen.

Geftzvorftdêau der Commission des grossen
Rathes über die uuler den vorigen Re-
qienmgeli aus einem Kanton in einen
andern v rw-esencn Schw.izerbürger,
vorgelegt von An der werth.

Bürger Repräsentanten!
Die ans das Einladungsschreiben des Vollziehungse

direktoriums vom iz Aug. wegen den unter den von-
zgen Regierungen aus einem Kanron in den andern
"vder einzelnen Theilen derselben verwiesnen Schwel-
zcrbnrgern, ernannte Commission, schlagt folgenden
Beschluß vor:

l Au den Senat.
Der grosse Räch, in Erwägung, daß durch die

-neue Konstitution der Unterschied und die Gränzen
zwischen den Kantonen sowohl als ihren Unterabrhei-

I langen gehoben, und dadurch die Vollziehung der
Strafe, welche einen Schwelzerbürger aus einzelnen

^Kantonen oder Theilen derselben verbannte, unmöglich
geworden ist.

j In Erwägung, daß aber dadurch Sicherheit des
-Staates und moralische Besserung des Verbannten
/noch nicht erreichet seyn konnten, da doch beide als
^wesentliche Endzwecke jeder Strafe zu betrachten sind,
'und daher alle nothwendigen Maaßregeln getroffen
werden muffen, die zu diesen Endzwecken dienlich seyn
durften, beschließ:: >

1. Die aus einzelnen TiMen Helvetiens verbannt
gewesen, dürfen wieder in ihre Heimath unter folgen-
den Bedüigiiissen zurükkehren.

2. Es muß sich jeder derselben inner 6 Monath
vom Tag der Kundmachung dieses Gesetzes au gerech-

net, bei dem RegierungssiMthalttr desjenigen Kantons,
worin er angesessen war, melden, und sich über sei-

nen Aufenthalt und seine Aufführung wahrend der Vcr-
Weisung durch glaubwürdige Zeugnisse ausweisen.

z. Derjenige blos aus einem einzelnen Theil Hel-
vetiens Verwiesene, welcher sich ausser der Schweiz
aushält, muß sich immer g Monath vom Tag seiner
Zurükkunft in die Schweiz an gerechnet, dafür melden.



4. Er bleibt so lang in dem Bezirk, in den er

»elwrt, eingegrenzet, bis man hinlänglich seiner ge-
besserten Lebensart versichert ist.

5. Der Verwiesene, welcher die im §. 2 oder 3

bestimmte Zeit verstreichen laßt, oder kein Zeugniß sei«

nes Aufenthaltes und rechtschaffenen Aufführung vor«
weisen kann muß die Zeit seiner Verweisung ausser-

halb dem Gebiet der helvetischen Republik beendigen.
6. Wahrend der Eingränzungszeik soll die Polizei

sein Betragen vorzüglich beobachten, und wann er
sich neuer Vergehen schuldig macht, so soll der Rich-
ter bei Bestrafung derselben auf diesen Beweis von
Ilnverbesserlichkeit Rüksicht nehmen und die Strafe
des frischen Vergehens verscharfen.

7. Auf der Uebertrettu.ig der Eingrànzung soll
als Straft haften:

Für den ersten Fall, eine Gefangenschaft von we-
mgstens 14 Tagen und höchstens 4 Wochen, je nach
den Umstanden der Ucberlretung; fur den zweiten Fall
eine Gefangenschaft von wenigstens 4 Wochen und
höchstens 8 Wochen.

Bei dem dritten Fall soll der Richter die Ein-
gränzungsstrafe in eine Gefangenschaft umwandeln,
deren Dauer die noch übrige Eingranzungszeit nicht
übersteigen, und auch nicht über die Hälfte derselben
herabgesezt werden darf.

8. Der Eingegrànzte muß alle Vierteljahr ein von
dem Rationalagent ausgefertigtes und nebst zwei an-
dem Vorgesezten unterschricbnes Attestat demDistrikts-
siatthalter über seine Aufführung übergeben.

y. Dieser übersch ikt dasselbe dem Regierungsstatt-
Halter, welcher es an das Kantonsgericht gelangen
läßt.

10. Die Eingrànzung Hort von selbst auf, so bald
die Zeit der verhängten Verbannung verflossen ist.

11. Wenn sich aus den vorgezeigten Attestaten die
Besserung des Verbannten offenbar schließen läßt,
kann das Kantonsgericht die Eingrànzung auch früher,
vor Verlauf der Verbannungsfrist aufheben.

12. Es ist unter der auf Scheltungen festgesessen

Strafe verboten, einem solchen zurükgekehrten Bürger
fein Verbrechen vorzuwerfen.

Kleine Schriften.
go. Eine Petition an die gesezgebenden Räthe, unter-

schrieben: Joh. Aeschiimann Agent von Rü-
derswyl als Ansgeschossener und aus Befehl
der Gemeinden Rüderswyl und Lauperswyl, Di-
firikts Oberemmenthal Cant. Bern; Christ. Lirg
von Signau, Namens der Gemeinden Signau,
Eggiwyl, R' chenbach, gleichen Orts. dat. 6. Okt.
Z789 (soll heissen 1798.)

Ein Folioblatt voll jämmerlicher Deklamationen,
die den Bürger Agenten, von denen sie herrüh-
rcn m'gen, wenig Ehre machen. Ihr Resultat ist

folgendes:
Schwingen sie sich empor, Bürger Gesezgcber,

geben sie einmal den grossen und gerechten Entschluß
von sich, daß alle Bürger, Bürger seyn, alle Bürger-
Rechte gemessen, frei jedes Gewcrb treiben dörsen.

Befehlen sie, daß jeder mögliche Vortheil jedes

Staatsglied an die Republik binden spll. Freiheit
des Gewerbes, Befreiung von dem schandlichen Ad-

vocatenjoche und von den scheußlichen alten Gerech-

tigkeiten, die die Constitution osscndar zernichten."

21. Der neu erwählte Regierungsstatthal-
ter des Cantons Linth an alle Bürger
und Einwohner desselben. Unterz. I. I.
Heussy. 5. Weinmonat 1798. Ein Foliobogen.

Eine Eintrittsrede.

22. Oon5Ülöraticm5 politigusî zur l'irnpût convenable

au (Gouvernement üclvclssuez cl après sa Lonzli-

ìi^ion et la localité à ps/5. s'ar V. Lossel»
su. clistrict à'^venebes. g. v^oût -798. 8. 27.

Der Verfasser will hauptsächlich zeigen, daß die

Republik ohne Fortsetzung der Zehenden, Bodenzinft
und übrigen Feodalabgaben, und ohne betrachtliche

Loskaufssummcn derselben, alle ihre Bedürfnisse auf

andere Weisen befriedigen könne; er durchgeht eine

Menge Auflagen, die nach seiner Messung thunlich

und unlästig seyn würden; ausser der Territorial- und

Capitalistcntaxe, sind es Stempelgebühren, Luxusauf-

lagen, Taxen auf Ausfuhr und Einfuhr von mancher-

lci Waaren, die einzeln hergezählt werden; eine hcl-

vetische Nationallotteric, als ein sehrnüzlichee

Institut empfohlen zu sehen, wie hier geschieht, hat-

ten wir nicht erwartet.

A nz « 1 g e.

dadinet littéraire français et étranger, a l'aris, w m-

son tlu (lit. 'l'ortoiii, Loulevarcl italien au coin

<le la rue ?alt-Lout dl. 3c> au premier.

Wir sind von dem Unternehmer dieser Anstalt/

dem B. H enrich s ersucht worden, von derselben w

unserm Blatt eine kurze Anzeige zu machen. Man

findet in diesem Ol-met lineiaire. ungefehr 3° ver

besten deutschen Zeitungen und Zeitschriften: ei«

Menge französischer, — dann auch englische, italiê
sehe, holländische Blätter; es muß also diese AnM
für deutscht und schweizerische Reisende, bei !!)«>»

Aufenthalt in Paris von besonderem Interesse sey»-
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